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Vornamen dem Kindeswohl nicht widerspricht. Das Verfahren vor dem Familiengericht ist 

eine Kindschaftssache nach Buch 2 Abschnitt 3 des Gesetzes über das Verfahren in Fami-

liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

(6) Für die Entgegennahme der Erklärung ist das Standesamt zuständig, das das Ge-

burtenregister für die betroffene Person führt. Ist die Geburt nicht in einem deutschen Ge-

burtenregister beurkundet, so ist das Standesamt zuständig, das das Eheregister oder Le-

benspartnerschaftsregister der Person führt. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so ist 

das Standesamt zuständig, in dessen Zuständigkeitsbereich die Person ihren Wohnsitz hat 

oder zuletzt hatte oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ergibt sich auch danach keine 

Zuständigkeit, so ist das Standesamt I in Berlin zuständig. Das Standesamt I in Berlin führt 

ein Verzeichnis der nach den Sätzen 3 und 4 entgegengenommenen Erklärungen. 

§ 2 

Änderung des Geschlechtseintrags und der Vornamen wegen Transgeschlechtlich-
keit 

(1) Auf Antrag einer volljährigen Person, die nicht unter § 1 fällt und die sich nicht dem 

in ihrem Geburtseintrag angegebenen Geschlecht als zugehörig empfindet, ordnet das Ge-

richt an, dass die Angabe zu ihrem Geschlecht in einem deutschen Personenstandseintrag 

durch eine andere in § 22 Absatz 3 des Personenstandsgesetzes vorgesehene Angabe 

nach dem Wunsch der Person zu ersetzen oder zu streichen ist, wenn 

1. die Person den ernsthaften und dauerhaften Wunsch der Änderung des Ge-

schlechtseintrags äußert,  

2. mit hoher Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, dass sich ihr Zugehörigkeitsempfinden 

zum anderen oder keinem Geschlecht nicht mehr ändern wird, und  

3. sie eine Beratungsbescheinigung nach § 5 Absatz 2 vorlegt. 

Liegt kein deutscher Personenstandseintrag vor, stellt das Gericht auf Antrag fest, welche 

der in § 22 Absatz 3 des Personenstandsgesetzes vorgesehenen Angaben für die Person 

maßgeblich ist oder ob auf die Angabe einer Geschlechtsbezeichnung verzichtet wird.  

(2) In der Entscheidung nach Absatz 1 kann das Gericht auf Antrag der Person auch zu-

sätzlich oder ausschließlich ihre vorhandenen Vornamen ändern. 

§ 3 

Änderung des Geschlechtseintrags und der Vornamen wegen Transgeschlechtlich-
keit bei Minderjährigen 

(1)  Ist in Verfahren nach § 2 die Person minderjährig, holt das Gericht das Gutachten 

einer Person ein, die aufgrund ihrer Ausbildung und beruflichen Erfahrung mit den Beson-

derheiten der Transgeschlechtlichkeit ausreichend vertraut ist. In dem Gutachten ist dazu 

Stellung zu nehmen, ob sich die betroffene Person ernsthaft und dauerhaft nicht dem ein-

getragenen Geschlecht als zugehörig empfindet und mit hoher Wahrscheinlichkeit anzu-

nehmen ist, dass sich ihr Zugehörigkeitsempfinden zu einem anderen Geschlecht nicht 

mehr ändern wird.  

(2) Für den Antrag nach Absatz 1 muss die minderjährige Person das 14. Lebensjahr 

vollendet haben und bedarf hierzu der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters. Stimmt 

der gesetzliche Vertreter nicht zu, so ersetzt das Familiengericht die Zustimmung, wenn die 
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Änderung des Geschlechtseintrags oder der Vornamen dem Kindeswohl nicht widerspricht. 

Das Verfahren vor dem Familiengericht ist eine Kindschaftssache nach Buch 2 Abschnitt 3 

des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-

willigen Gerichtsbarkeit. 

§ 4 

Berechtigte 

Berechtigt im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 

1. Deutscher im Sinne des Grundgesetzes ist, 

2. als Staatenloser oder heimatloser Ausländer seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 

hat, 

3. als Asylberechtigter oder ausländischer Flüchtling seinen Wohnsitz im Inland hat oder 

4. als Ausländer, deren Heimatrecht keine vergleichbare Regelung kennt, 

a) ein unbefristetes Aufenthaltsrecht besitzt, 

b) eine verlängerbare Aufenthaltserlaubnis besitzt und sich dauerhaft rechtmäßig im 

Inland aufhält, 

c) eine Blaue Karte EU besitzt. 

§ 5 

Beratung und Beratungsbescheinigung 

(1) Jede Person hat für ein Verfahren nach diesem Gesetz einen Anspruch auf eine 

kostenfreie qualifizierte Beratung durch eine anerkannte Beratungsstelle im Sinne des Ab-

satzes 3 zu Voraussetzungen und Folgen der Änderung des Geschlechtseintrags. Die Be-

ratung muss je nach Bedarf von einer aufgrund ihrer Ausbildung und beruflichen Erfahrung 

mit den Besonderheiten der Intergeschlechtlichkeit oder Transgeschlechtlichkeit ausrei-

chend vertrauten Person erfolgen. Im Rahmen der Beratung hat auch eine Aufklärung über 

die Tragweite einer Entscheidung zur Änderung des Geschlechtseintrags einschließlich 

möglicher Folgen und Risiken zu erfolgen. 

(2) Über die Beratung ist auf Anforderung eine Bescheinigung auszustellen, die zur 

Vorlage in einem Verfahren nach § 2 dient. Sie muss Aussagen darüber enthalten, ob der 

Wunsch zur Änderung des Geschlechtseintrags ernsthaft und dauerhaft erscheint und mit 

hoher Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, dass sich das Zugehörigkeitsempfinden zum 

anderen Geschlecht oder zu keinem Geschlecht nicht mehr ändern wird. Die Bescheinigung 

ist mit einer auf den jeweiligen Einzelfall bezogenen Erläuterung zu begründen und von der 

verantwortlichen Person zu unterzeichnen. 

(3)  Die Anerkennung als Beratungsstelle kann nur erteilt werden, wenn eine qualifi-

zierte Beratung im Sinne von Absatz 1 gewährleistet ist. Sie erfolgt durch das Bundesamt 

für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben. Es können auch Einzelpersonen anerkannt 

werden. Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht 

oder nicht mehr vorliegen. Eine anerkannte Beratungsstelle hat Anspruch auf Förderung 

durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, wenn sie für die 

Beratung geeignete Personen im Sinne des Absatzes 1 vorhält. 
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§ 6 

Gerichtliches Verfahren 

(1) Auf das gerichtliche Verfahren nach §§ 2 und 3 sind die Vorschriften des Gesetzes 

über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-

barkeit anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.  

(2) Zuständig sind ausschließlich die Amtsgerichte, die ihren Sitz am Ort eines Land-

gerichts haben. Ihr Bezirk umfasst insoweit den Bezirk des Landgerichts. Haben am Ort 

des Landgerichts mehrere Amtsgerichte ihren Sitz, so bestimmt die Landesregierung durch 

Rechtsverordnung das zuständige Amtsgericht, soweit nicht das zuständige Amtsgericht 

am Sitz des Landgerichts schon allgemein durch Landesrecht bestimmt ist. Die Landesre-

gierung kann auch bestimmen, dass ein Amtsgericht für die Bezirke mehrerer Landgerichte 

zuständig ist. Sie kann die Ermächtigungen nach Satz 3 und 4 durch Rechtsverordnung auf 

die Landesjustizverwaltung übertragen. 

(3) Örtlich zuständig ist das Gericht, in dessen Bezirk die Person ihren Wohnsitz oder, 

falls ein solcher im Geltungsbereich dieses Gesetzes fehlt, ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

hat; maßgebend für die Zuständigkeit ist der Zeitpunkt, in dem der Antrag eingereicht wird. 

Hat die Person die deutsche Staatsangehörigkeit und ist eine Zuständigkeit nach Satz 1 

nicht gegeben, ist das Amtsgericht Schöneberg in Berlin zuständig. 

(4) In dem Antrag nach §§ 2 und 3 soll das Verfahrensziel bezeichnet werden. Dem 

Antrag auf Änderung des Geschlechtseintrags nach § 2 ist die Bescheinigung über die Be-

ratung nach § 5 beizufügen.  

§ 7 

Wirksamkeit der Entscheidung des Gerichts, Aufhebung 

(1) Die Entscheidung in Verfahren nach den §§ 2 und 3 wird erst mit Rechtskraft wirk-

sam. 

(2) Auf Antrag einer Person, deren Geschlechtseintrag oder Vornamen nach dem 

Transsexuellengesetz oder nach den §§ 2 und 3 geändert worden ist und die sich wieder 

dem vor der Entscheidung eingetragenen Geschlecht als zugehörig empfindet, ist die Ent-

scheidung durch das Gericht aufzuheben. Das Gericht hat in seiner Entscheidung zugleich 

anzuordnen, dass die Person wieder mit ihrem vor der Entscheidung angegebenen Ge-

schlecht einzutragen ist und wieder die früheren Vornamen führt. Für das Verfahren gelten 

die Vorschriften der §§ 2 bis 6 entsprechend, das Gericht kann auf die Vorlage einer Bera-

tungsbescheinigung und die Einholung eines Gutachtens verzichten.  

§ 8 

Wirkungen der Änderung des Geschlechtseintrags 

(1) Nach der Änderung des Geschlechtseintrags richten sich die vom Geschlecht ab-

hängigen Rechte und Pflichten der eingetragenen Person nach dem geänderten Eintrag, 

soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Änderung des Geschlechtseintrags lässt das Rechtsverhältnis zwischen der 

eingetragenen Person und ihren Eltern sowie zwischen der eingetragenen Person und ihren 

Kindern unberührt, bei angenommenen Kindern jedoch nur, soweit diese vor der Änderung 
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mit den Besonderheiten der Inter- als auch der Transgeschlechtlichkeit vertraut sein. In der 

Regel werden daher Ärzte, Psychologen oder Psychotherapeuten heranzuziehen sein, je 

nach Bedarf spezialisiert auf Erwachsene oder Kinder. Damit soll gewährleistet werden, 

dass die beratende Person über eine ausreichende Qualifikation für eine sach- und interes-

sengerechte Beratung verfügt. Dies ist insbesondere bei den volljährigen transgeschlecht-

lichen Personen im Hinblick auf die auszustellende Bescheinigung und der darin enthalten-

den nachvollziehbaren Erklärung, ob Zweifel an der Ernsthaftigkeit und Dauerhaftigkeit des 

Wunsches nach Geschlechtsänderung bestehen, erforderlich. Die beratende Person muss 

nicht Angehörige einer Beratungsstelle nach Absatz 3 sein. Wenn die betroffene Person es 

für geboten hält, kann sie sich auch durch eine andere Person, deren Qualifikation den in 

der Norm aufgestellten Erfordernissen entspricht, auf eigene Kosten beraten und von dieser 

einen Beratungsschein nach Absatz 2 ausstellen lassen. 

Die Beratung hat nach Absatz 1 Aufschluss über die rechtlichen und medizinischen Mög-

lichkeiten, die Tragweite einer Entscheidung zur Änderung des Geschlechtseintrags bezie-

hungsweise einer Geschlechtsänderung sowie über die möglichen Folgen und Risiken zu 

geben. 

Absatz 2 regelt die Pflicht der beratenden Person, auf Wunsch der betroffenen Person nach 

Abschluss der Beratung eine Beratungsbescheinigung auszustellen. Dies gilt unabhängig 

davon, ob die betroffene Person sich nach der Beratung zu einem Antrag auf Änderung des 

Geschlechtseintrags entscheidet oder nicht. Der Berater hat sich in der Bescheinigung auch 

darüber zu erklären, ob sich die Person ernsthaft und dauerhaft einem anderen oder keinem 

Geschlecht als zugehörig empfindet und mit hoher Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, 

dass sich ihr Zugehörigkeitsempfinden zu dem anderen oder keinem Geschlecht nicht mehr 

ändern wird, wenn die Bescheinigung in einem Verfahren nach § 2 vorgelegt werden soll. 

Die Erklärung ist zu begründen. 

Nach Absatz 3 erfolgt die Anerkennung einer Beratungsstelle durch das Bundesamt für 

Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (Satz 2). Es muss sich dabei nicht um eine Ein-

richtung handeln, sondern auch Einzelpersonen können zugelassen werden (Satz 3). Zur 

Deckung des kostenfreien Zugangs des betroffenen Personenkreises zur Beratungsstelle 

hat die anerkannte Beratungsstelle einen Anspruch auf Förderung durch das Bundesminis-

terium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend, wenn sie für die Beratung geeignete 

Personen nach Absatz 1 vorhält (Satz 5). 

Zu 6 (Gerichtliches Verfahren) 

Die Vorschrift regelt das gerichtliche Verfahren zur Änderung des Geschlechtseintrages 

nach §§ 2 und 3.  

Absatz 1 legt fest, dass die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-

chen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit anzuwenden sind, soweit 

nichts anderes bestimmt ist. Daraus ergibt sich das Erfordernis, die betroffene Person per-

sönlich anzuhören. 

Absatz 2 Satz 1 normiert eine Zuständigkeitskonzentration dahingehend, dass das Amts-

gericht ausschließlich zuständig ist, in dessen Bezirk ein Landgericht seinen Sitz hat. Satz 3 

eröffnet den Landesregierungen die Möglichkeit einer hierüber hinausgehenden Konzent-

ration, indem ein Amtsgericht durch Rechtsverordnung für die Bezirke mehrerer Landge-

richte zuständig wird. Satz 5 gestattet es den Landesregierungen, diese Kompetenz durch 

Rechtsverordnung an die Landesjustizverwaltungen zu delegieren. Die Vorschrift entspricht 

inhaltlich dem bisherigen § 2 Absatz 1 TSG.  

Absatz 3 Satz 1 normiert die örtliche Zuständigkeit. Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 2 Absatz 2 Satz 1 TSG. Satz 2 enthält eine Auffangregelung für Deutsche, wenn eine 
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örtliche Zuständigkeit nach Satz 1 nicht gegeben ist. In diesem Fall ist das Amtsgericht 

Schöneberg örtlich zuständig. Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 2 Absatz 2 Satz 2 TSG.  

Absatz 4 macht deutlich, dass die nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 erforderliche Beratung vor 

dem gerichtlichen Verfahren durchzuführen und die dort erhaltene begründete Beratungs-

bescheinigung im gerichtlichen Verfahren vorzulegen ist. Als Ist-Vorschrift ist die Vorlage 

der Bescheinigung eine Zulässigkeitsvoraussetzung. Bei Fehlen der Bescheinigung ist der 

Antrag als unzulässig zu verwerfen. Satz 1 enthält eine von § 23 Absatz 1 des Gesetzes 

über das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-

keit abweichende Bestimmung des Inhalts des Antrags. Hiernach soll das Verfahrensziel 

bezeichnet werden. Die transgeschlechtliche Person soll somit jedenfalls benennen, wel-

chen Geschlechtseintrag sie mit dem Antrag bewirken möchte. Es handelt sich hierbei um 

die für die Abgrenzung des Verfahrensgegenstandes erforderliche Mindestangabe. Da es 

sich um eine Soll-Vorschrift handelt, ist der Antrag im Fall von ungenügenden Angaben 

nicht als unzulässig zurückzuweisen. Vielmehr hat das Gericht auf eine Ergänzung der An-

gaben hinzuwirken. 

Zu 7 (Wirksamkeit der Entscheidung des Gerichts, Aufhebung) 

Die Vorschrift bestimmt, dass die Endentscheidung erst mit Rechtskraft wirksam wird. Hier-

durch sollen Mehrfachänderungen des Geschlechtseintrages aufgrund unterschiedlicher 

gerichtlicher Entscheidungen vermieden werden. 

Darüber hinaus regelt sie das Verfahren, wenn die Person sich wieder dem vor der Ent-

scheidung angegebenen Geschlecht zugehörig fühlt. In diesem Fall findet ebenfalls ein ge-

richtliches Verfahren statt, in dem jedoch auf die Einholung eines Gutachtens oder die 

Durchführung einer Beratung verzichtet werden kann. 

Zu § 8 (Wirkungen der Änderung des Geschlechtseintrags) 

Mit der Vorschrift werden die materiellen Wirkungen der Geschlechtseintragsänderung ge-

regelt.  

Absatz 1 regelt den Grundsatz und übernimmt § 10 TSG. Die aus der neuen Geschlechts-

zugehörigkeit folgenden Rechte und Pflichten der betroffenen Person sollen sich von dem 

Tag der Eintragung der Änderung des Geschlechtseintrags an allgemein nach dem geän-

derten Geschlechtseintrag richten. 

Absatz 2 regelt wie § 11 TSG, dass die Änderung des Geschlechtseintrags das Eltern-Kind-

Verhältnis unberührt lässt. Die Vorschrift soll insbesondere die berechtigten Interessen der 

Kinder der eingetragenen Person wahren. Der Status als Elternteil soll unter Berücksichti-

gung der neuen Personenstandsdaten unberührt bleiben, so z.B. für den Unterhalt, das 

Erbrecht, die Vaterschaftsfeststellung oder die Ehelichkeitsanfechtung.  

Die Absätze 3 und 4 übernehmen den bisherigen § 12 TSG. Auch im Hinblick auf Ansprü-

che aus bestehenden Renten und vergleichbare wiederkehrende Leistungen gilt der Grund-

satz, dass die Änderung des Geschlechtseintrags diese unberührt lässt. Sollte es bei der 

Bewertung der Leistung auf das Geschlecht ankommen, gilt weiterhin das bei Abschluss 

der Änderung zugrunde gelegte Geschlecht für die Bewertung der Leistung. Auch in diesem 

Fall hat die Änderung des Geschlechtseintrags keine Auswirkung auf die Leistung und lässt 

diese unberührt. Eine abschließende Aufzählung der Renten und vergleichbaren wieder-

kehrenden Leistungen ist aufgrund der Vielzahl der in Frage kommenden Ansprüche nicht 

möglich. 
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Das TSG tritt zeitgleich außer Kraft. Darüber hinaus ist eine Übergangsregelung vorgese-

hen, die für zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes bereits begonnene Verfahren 

nach dem TSG gilt. 


